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Abschrift 


DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 

Bonn, den 27. Juni 1951 


An den 

Herrn Bundeskanzler 

Mit Bezug auf das Schreiben vom 9. Juni 1951 — Gesch.Z.: 
6 — 50105 — 1378/51 III — beehre ich mich mitzuteilen, daß der 
Bundesrat in seiner 61. Sitzung am 27. Juni 1951 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung 
des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1951 

die anliegenden Änderungen, eine entsprechende Berichtigung der 
im § 1 aufgeführten Betrage sowie eine Streichung des § 10 Absatz 3 
vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine weiteren 
Einwendungen, vorbehaltlich einer abschließenden Stellungnahme 
zum Einzelplan VI (Bundesministcrium des Innern) aus Erwägun- 
gen, die sich aus der nachstehenden Entschließung des Bundesrates 
ergeben: 

Die Bundesregierung hat die Entwürfe von Gesetzen über die hest- 
stellung der Bundeshaushaltspläne für die Rechnungsjahre 1950 
und 1951 samt Anlagen dem Bundesrat so spät zugehen lassen, daß 
die sachliche Erörterung der Entwürfe auf ein Mindestmaß be- 
schränkt werden mußte. Zudem bestehen erhebliche Zweifel, ob das 
Gesetz über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rech- 
nungsjahr 1951 überhaupt als rechtzeitig dem Bundesrat zugestellt 
angesehen werden kann. Der Bundesrat vertritt die Anschauung, 
daß eine Gesetzesvorlage erst dann als zugestellt im Sinne des 
Grundgesetzes gilt, wenn sie im ganzen, d. h. unter Beigabe aller 
zur Vorlage gehörenden und einen wesentlichen Bestandteil bilden- 
den Anlagen eingegangen ist. Da der Einzelplan VI sowie die zu- 
gehörigen Stellen- und Organisationspläne erst am 20. bzw. 
21. Juni 1951 zugestellt wurden, würde nach Anschauung des 
Bundesrates die Frist für eine Stellungnahme erst am 12. Juli 1951 
ablaufen. 

Der Bundesrat erhebt gegen die von der Bundesregierung im vor- 
liegenden Fall beliebte Sachbehandlung nachdrücklich Vorstellung 
und wäre dankbar, wenn in der Folge durch rechtzeitige Vorlage 
der Entwürfe ihm Gelegenheit geboten würde, von seinen ver- 
fassungsmäßigen Zuständigkeiten ausreichend Gebrauch zu machen, 

gcz. Dr. E h a r d 


1 Anlage 
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Deutscher Bundesrat 


Anlage 


Bemerkungen zum Bundeshaushaltsplan 
für das Rechnungsjahr 1951 


I. Allgemeines 

1. In seinen allgemeinen Bemerkungen zum 
Bundeshaushaltsplan für das Rechnungs- 
jahr 1950 hatte der Bundesrat schon dar- 
auf hingewiesen, daß eine verantwortungs- 
bewußte Stellungnahme des Bundesrates 
nur möglich ist, wenn die Einzelpläne so- 
wie die Stellen- und Organisationspläne 
rechtzeitig vor liegen. Dieser Anregung ist 
bei der Züstelluiig des Bundeshaushaits- 
nlanes für das Rechnungsjahr 1951 wie- 
derum nicht entsprochen worden. Der Bun- 
desrat stellt fest, daß die Frist gemäß Ar- 
tikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes erst 
mit dem Tage zu laufen beginnt, an dem 
auch die letzte Anlage zu dem Haushalts- 
gesetz 1951 dem Bundesrat zugegangen ist. 
Da der Einzclplan VI und die Haushalts- 
quersehnitte am 20. Juni 1951 und der Ol- 
ganisations- und Stellenplan zum Einzel- 
plan VI am 21. Juni 1951 zugestellt 
worden sind, würde die im Grundgesetz 
vorgesehene Frist erst am 12. Juli 1951 
ablaufen. Um jedoch den Fortgang der ge- 
setzgeberischen Arbeit hinsichtlich des 
Haushalts 1951 nicht zu verzögern, will 
sich der Bundesrat der Bitte der Bundes- 
regierung um beschleunigte Beratung des 
Gesetzentwurfs nicht entziehen. Es wird 
dabei ausdrücklich betont, daß eine ab- 
schließende Stellungnahme zum Einzelplan 
VI (Bundesministerium des Innern) m.il 
Rücksicht auf die verspätete Vorlage die- 
ses Einzelplans nicht hat stattfinden kön- 
nen und daß der Bundesrat in'roweit sich 
noch eine nachträgliche Stellungnahme 
Vorbehalten muß, 

2. Hinsichtlich der Fürsorge für die Bundes- 
beamten stellt der Bundesrat fest, daß ins- 
besondere bei der Bemessung der Ansätze 
für Beihilfen und Unterstützungen, der 
Mittel für die Beamtenwohnungsfürsorge 
und der Mittel für die Hausratbeschaffung 


offensichtlich Maßstäbe angelegt worden 
sind, die wesentlich günstiger sind als bei 
der Mehrzahl der Länder. Der Bundesrat 
hält es für erforderlich, die Fürsorgegrund- 
sätze auf diesen Gebieten künftig zwi- 
schen Bund und Ländern aufeinander ab- 
zustimmen. 

3. Der Bundesrat hat es bereits in seinen all- 
gemeinen Bemerkungen zum Gesetzent- 
wurf über die Festslellung des Bundes- 
haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1950 
(Abschnitt I Ziffer 7.) für notwendig er- 
achtet darauf hinzuweisen, daß die Kosten 
der Gemeinschaftsverpflegung ab 1. Ja- 
nuar 1951 allgemein zu streichen, min- 
destens aber auf einen Verpflegungszu- 
schuß für eine Mahlzeit zu beschränken 
sind. In dem Entwurf des Haushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1951 sind die bis- 
herigen Ansätze wieder enthalten. Sie sind 
auch auf die Bundesdienststellen außer- 
halb von Bonn (z. B. in Frankfurt/Main, 
Wiesbaden-Biebrich und Berlin) ausge- 
dehnt worden. Der Bundesrat stellt fest, 
daß Verpflegungszulagen in keinem Lande 
mehr gewährt werden; das gilt auch für 
Berlin. Der Bundesrat bittet daher, Zu- 
lagen für Gemeinschaftsverpflegung in 
Wegfall zu bringen. 

a) Einzelplan IV 

Bundeskanzler und Bundeskanzleramt 

Zu Kapitel 2 

Presse- und Informationsamt der Bundes- 
regierung 

Der Bundesrat wiederholt seine früheren 
Einwendungen gegen den weiteren Aus- 
bau des Presse- und Informationsamtes 
auf nunmehr 176 Stellen (im Entwurf des 
Haushalts für das Rechnungsjahr 1950: 
noch 138!). 
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b) Einzelpian IV a 

Auswärtiges Amt 

1. Zu Kap. 1 

Auswärtiges Amt 
Persönliche Verwaltungsausgaben 
Das für den Aufbau des Auswärtigen 
Amtes gewählte Organisationsprinzip 
— Gliederung nach Sachgebieten — 
hält der Bundesrat für zweckmäßig. Im 
Umfang des Stellenplans für 1951 sieht 
er einen vorläufigen Abschluß im Auf- 
bau dieses neuen Ministeriums. Der 
Stellenplan enthält Personalreserven, 
mit denen auch ein späterer verstärkter 
Arbeitsanfall (Handelsvertragsverhand- 
lungen, Teilnahme an Konferenzen) zu 
bewältigen sein wird. Die starke Be- 
setzung des Hilfsdienstes erscheint dem 
Bundesrat nur vertretbar, solange der 
Dienstbetrieb räumlich auseinanderge- 
zogen bleibt wie bisher. Nach der Fer- 
tigstellung des neuen Dienstgebäudes 
wird eine straffe Zusammenfassung der 
Hilfsdienste möglich sein. 

Die Größe der Abteilung I (Personal 
und Verwaltung) erscheint gerechtfer- 
tigt, solange die Grundlagen für einen 
wirksamen Verwaltungsablauf dieses 
Ministeriums von neuem erarbeitet und 
die persönlichen und räumlichen Vor- 
aussetzungen für die Errichtung und 
Besetzung von Auslandsvertretungen 
erst geschaffen werden müssen. 

Da für alle Abteilungen Abteilungs- 
kanzleien und gut besetzte Ab- 
teilungsregistraturen vorgesehen sind, 
vermag der Bundesrat die Notwendig- 
keit zur Schaffung von 6 zusätzlichen 
Abteilungsbüros (mit je einem Amts- 
rat als Leiter, einem weiteren Beamten 
und 2 Angestellten) nicht anzuerken- 
nen. 

2. Zu Kap. 2 

Vertretungen des Bundes im Ausland 
Persönliche Verwaltungsausgaben 

Den Organisations- und Stellenplan der 
Auslandsvertretungen betrachtet der 
Bundesrat als eine Planung mit vor- 
läufigem Charakter. Der Aufbau diplo- 
matischer Auslandsvertretungen wird 
auch Rückwirkungen auf das Aufgaben- 
gebiet, die Klassifizierung, Organisa- 
tion und personelle Ausstattung der in- 


zwischen aufgebauten konsularisch- 
wirtschaftlichen Vertretungen haben 
müssen. 

c) Einzelplan VI 

Bundesministerium des Innern 

1. Zu Kap. 1 Titel 1 und Titel 4 

Besoldungen 

Der Bundesrat ist nicht in der Lage, 
zu den Stellenvermehrungen im Bun- 
desministerium selbst um 22 Verwal- 
tungsbeamte, 3 Polizeivollzugsbeamte 
und 1 Sanitätsbeamten sowie um 19 
Angestellte und 15 Arbeiter, die sich 
in der Hauptsache auf die Verstärkung 
der Polizeiabteilung erstrecken, ohne 
den Organisations- und Stellenplan 
Stellung zu nehmen. Bei dem Umfang 
der Aufgabengebiete des Ministeriums, 
insbesondere hinsichtlich des Aufbaus 
der Polizei und der Sicherheitsdienste, 
ist die Schaffung einer zweiten Staats- 
sekretärstelle, die bereits vom Haus- 
haltsausschuß des Bundestages gebilligt 
worden sein soll, erforderlich. 

2. Zu Kap. 2 Titel 12 

Zuschuß für Kriegsgräberfürsorge 
Der Bundesrat hält den Satz von 2,25 
DM je Kriegergrab für zu niedrig und 
unterstellt, daß der in dem bevor- 
stehenden Gesetz zur Regelung der 
Kriesgräberfürsorge vorgesehene Satz 
der künftigen Bemessung dieses Titels 
zugrunde gelegt wird. 

3. Zu Kap. 5 

Dienststrafhof 

Zu Kap. 6 

Der Vertreter des öffentlichen Inter- 
esses beim Dienststrafhof 

Zu Kap. 7 

Dienststrafkammern 
Für die Angehörigen des Dienststraf- 
hofs, des Vertreters des öffentlichen 
Interesses beim Dienststrafhof und der 
Dienststrafkammern sind zum ersten 
Mal unter Titel 2 Ministerialzulagen 
veranschlagt. 

Der Bundesrat vertritt den Stand- 
punkt, daß Ministerialzulagen nur für 
die Bediensteten des Dienststrafhofs ge- 
rechtfertigt erscheinen und schlägt vor, 
die Ministerialzulagen bei den beiden 
anderen genannten Dienststellen zu 
streichen. 
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4. Zu Kap. 19 Titel 31 

Vorbereitende Luftschutzmaßnahmen, 
Kosten für Erforschung, Entwicklung, 
Erprobung und Aufklärung 
Der Bundesrat hält die Erhöhung die- 
ses Titels von 10 000 DM auf 300 000 DM 
nicht für erforderlich und schlägt vor, 
diesen Titel mit einem Sperrvermerk 
zu versehen, damit eine genaue Kon- 
trolle durch den Bundesminister der 
Finanzen gewährleistet ist. 

5. Zu Kap. 20 

Personalamt der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebietes 
Um die Abwicklung des Personalamtes 
zu beschleunigen, schlägt der Bundes- 
rat vor, von den bei Kapitel 20 veran- 
schlagten Koten von insgesamt 178 900 
DM den Betrag von 175 000 DM zu 
streichen. 

G. Zu Kap 23 

Bundesausgieich steile 
Mit Rücksicht darauf, daß die Bundes- 
ausgleichstelle, die die Unterbringung 
des Personenkreises des Art. 131 GG 
zu lenken und zu fördern hat, nur eine 
vorübergehende Lebensdauer hat, 
schlägt der Bundesrat vor, bei dieser 
Dienststelle, bei der neben 34 Ange- 
stellten und 6 Arbeitern 16 Beamten- 
stellen veranschlagt sind, auch diese 
Beam lens teilen in Angestelitenstelien 
umzuwandeln. 

7. Zu Kap. 24 Titel 49 

Erstattungen an die Länder im Rahmen 
der Befehlseinrichtungen und Beschaf- 
fungen für die Bereitschaftspolizeien 
der Länder 

Der Titel 49 ist als Leertitel ausge- 
bracht; der Bundesrat setzt voraus, daß 
im Nachtragshaushalt die Erstattungen 
an die Länder bei diesem Titel veran- 
schlagt werden, 

8. Zu Kap. 25 

Bundesgrenzschutz 

Zu Kap. 26 

Beschaffungsstelle für den Bundes- 
grenzschutz 


Zu Kap. 27 

Seegrenzschutzverband 
Der Bundesrat ist nicht in der Lage, 
ohne den Organisations- und Stellen- 


plan zu den für den Bundesgrenz- 
schutz, die Beschaffungsstelle sowie für 
den Seegrenzschutzverband veran- 
schlagten Stellen für Beamte, für An- 
gestellte und für Arbeiter Stellung zu 
nehmen. Dasselbe trifft zu bei den 
Titeln 40 (Waffen, Geräte usw.), 
Titel 41 (Kraftfahrwesen usw.), Titel 42 
(Nachrichtenverbindungswesen), zu de- 
nen Erläuterungen im Haushaltsplan 
aus bekannten Gründen nicht gegeben 
sind. Der Bundesrat unterstellt je- 
doch, daß die Organisation des Bundes- 
grenzschutzes und die hierfür vorge- 
sehenen Mittel mit den Innenministern 
der Länder eingehend abgestimmt und 
auch im Ausschuß für Inneres erörtert 
worden sind. 


9. 


Zu Kap. E 20 Titel 9 

Einrichtung einer Druckerei 
Der Bundesrat hält die Einrichtung 
einer Druckerei und Binderei für das 


lieh und empfiehlt, daß das Bundes- 
kriminaiamt sich der Zweigstelle der 
Bundesdruckerei in Frankfurt/Main 
bedient. Er schlägt daher vor, den hier 
veranschlagten Betrag von 200 000 DM 
(1. Rate) zu streichen. 


d) Einzelplan VIII 

Bundesministerium der Finanzen 

Zu Kap. 6 

Bundesvermögens- und Bundes- 
bauverwaltung 

Der Bundesrat spricht sein Bedauern 
darüber aus, daß der Herr Bundes- 
finanzminister mit dem Runderlaß 
vom 30. Mai 1951 I H 1100 — 769/51 
betr. Haushaltseinnahmen und Haus- 
haltsausgaben der Bundesvermögens- 
und Bundesbauverwaitung im Rech- 
nungsjahr 1951 ohne vorherige Beteili- 
gung der Finanzminister der Länder 
unmittelbare Anweisungen an die 
Oberfinanzdirektionen erteilt und da- 
mit in die Befugnisse der Finanz- 
minister gegenüber ihrer Landes- 
behörde maßgeblich eingegriffen hat. 
Diese Maßnahme ist umsomehr zu be- 
dauern, als gerade zur Zeit die Be- 
handlung des ehemaligen Reichsver- 
mögens Gegenstand von Erörterungen 
im Rahmen des Vorschaltgesetzes im 
Vermittlungsausschuß ist und es an- 
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gebracht gewesen wäre, an dem der- 
zeitigen Zustand bis zum Abschluß der 
Verhandlungen im Vermittlungsaus- 
schuß nichts zu ändern. 

e) Einzelplan IX 

Bundesministerium für Wirtschaft 

1. Zu Kap. 1 Titel 1 bis 4 

Der Bundesrat hatte in seiner Stellung- 
nahme vom 20. Oktober 1950 zum 
Haushalt des Bundesministeriums für 
das Rechnungsjahr 1950 eingehend be- 
gründete Vorschläge für einen straffe- 
ren organisatorischen Aufbau und eine 
sparsamere Personalwirtschaft im Ge- 
schäftsbereich dieses Ministeriums ge- 
macht. Die Vorschläge, die u. a. die 
Streichung einer erheblichen Anzahl 
von Beamtenstellen empfahlen, fanden 
nicht die Zustimmung von Bundes- 
regierung und Bundestag. Der Bundes- 
rechnungshof hat unterdessen die Ab- 
teilung V (Außenwirtschaft) einer 
Überprüfung unterzogen und mit Be- 
richt vom 25. November 1950 einen Or- 
ganisationsvorschlag vorgelcgt, der 
unter Berücksichtigung einer sauberen 
Aufgabenabgrenzung zwischen Bundes- 
wirtschaftsministerium und Handels- 
politischer Abteilung des Auswärtigen 
Amtes zu einer rationelleren Gestal- 
tung des Verwaltungsapparates und 
gesünderen Stellenbesetzung kommt 
und vom Bundestag im wesentlichen 
gebilligt wurde. 

Der Bundesrat will, unter Zurück- 
stellung nicht unerheblicher Bedenken 
gegen den in dieser Form unverändert 
in den Haushaltsplan 1951 über- 
nommenen Stellenplan Einwendungen 
nicht mehr erheben. Er gibt dabei mit 
Nachdruck der Erwartung Ausdruck, 
daß für den Fall etwaigen Hinzu- 
tretens neuer ministerieller Aufgaben 
in Zukunft sorgfältiger als bisher das 
Augenmerk auf die Ausschöpfung vor- 
handener Personalreserven gerichtet 
werden wird, bevor Personalnachfor- 
derungen gestellt werden. 

2. Zu Kap. 1 Titel 32 

Förderung der Rationalisierung 

und Normung in der Wirtschaft 
Der Bundesrat hatte in seiner Stellung- 
nahme zum Bundeshaushalt 1950 unter 
Hinweis auf die Notwendigkeit einer 


Leistungssteigerung der gesamten 
Wirtschaft auf dem Wege der Rationa- 
lisierung vorgeschlagen, die in Kap. 1 
Titel 32 veranschlagten Mittel zur 
Förderung der Rationalisierung von 
100 000 DM auf 800 000 DM zu er- 
höhen. Der Bundestag hat in Verfolg 
dieser Anregung des Bundesrats den 
Ansatz in diesem Titel für die Ratio- 
nalisierung um 320 000 DM erhöht und 
die Erwartung ausgesprochen, daß die 
Bundesregierung im Haushalt für 1951 
eine weitere Aufstockung bis zu 
800 000 DM vornehmen werde. Im 
Haushaltsplan 1951 ist jedoch lediglich 
der Vorjahresansatz von 420 000 DM 
vorgesehen. 

Bei der Wichtigkeit des zu fördernden 
Zwecks wird erneut vorgeschlagen, den 
Ansatz bei Titel 32 Buchstaben a auf 
800 000 DM zu erhöhen. 

3. Zu Außerordentlicher Haushalt Kap. 1 
Titel 1 

Unterstützung der Industrieforschung 

Auch für diesen Titel hatte der 
Bundesrat in seinen Bemerkungen 
zum Haushalt 1950 eine Verstärkung 
der Mittel empfohlen und dies damit 
begründet, daß der vorgesehene Be- 
trag von 1 Million DM auch nicht an- 
nähernd ausreichend sei, um das ge- 
steckte Ziel zu erreichen. Diese An- 
regung fand im Bundestag keine An- 
nahme, da die vorgeschlagene Dek- 
kungsmöglichkeit, die in Kap. 2 a 
Titel 31 veranschlagten Gewinnüber- 
schüsse der Fachstellen der gewerb- 
lichen Wirtschaft in Abwicklung für 
den genannten Zweck heranzuziehen, 
als nicht gegeben angesehen wurde. 

Der Bundesrat wiederholt seine Emp- 
fehlung für den vorliegenden Haus- 
halt und seinen im Vorjahr gemachten 
Deckungsvorschlag. Von seiten des 
Bundeswirtschaftsministeriums ist nun- 
mehr eine Freigabe der vorgenannten 
Gewinnüberschüsse, die in diesem Jahr 
mit 1,688 Millionen DM angesetzt sind, 
für Zwecke der Industrieforschung im 
Benehmen mit den Fachstellenbeiräten 
und nach Zustimmung des Haushalts- 
ausschusses des Bundestages in Aus- 
sicht gestellt worden. Es wird ange- 
regt, zum Zwecke der Durchführung 
dieses Vorschlages in den Erläuterun- 
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gen zu Kap. 2 a Titel 31 eine ent- 
sprechende Zweckbindung aufzu- 
nehmen. 

£) Einzelplan X 

Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
Dem Einzelplan X — Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten — des Bundeshaushalts 1951 wird 
mit der Maßgabe zugestimmt, daß die An- 
sätze 

a) für die Zentralstelle für Naturschutz 
und Landschaftspflege bei Kap. 14 der 
Einnahmen und Ausgaben sowie Kap. 
E 24 der einmaligen Ausgaben und 

b) für die Zentralstelle für Vegetation;^- 
kartierung in Stolzenau/Weser bei 
Kap. 15 der Einnahmen und Ausgaben 
sowie Kapitel E 25 der einmaligen 
Ausgaben 

mit einem kw- Vermerk ab 1. Oktober 
1951 versehen werden. 

g) Einzelplan XI 

Bundesministerium für Arbeit 

1. Zu Kap. 1 c 

Sozialversicherung 

a) In Titel 38 sind als „Zuschüsse zu 
den Aufwendungen der Sozialver- 
siclieruiigstrager für die Tuber- 
kulosebekämpfung“ wie im Vor- 
jahre 30 Millionen DM ausgebracht. 
Die Mittel dienen zur Deckung der 
Aufwendungen, die den Landesver- 
sicherungsanstalten bei der Durch- 
führung des sog. Freiwilligentuber- 
kuloseversorgungswerks auf Grund 
des Verbindlichkeitserlasses des 
früheren Reichsarbeitsministers von 
1944 entstehen. Mit diesem Betrag 
konnte der Aufwand der Landes- 
versicherungsanstalten im Rech- 
nungsjahr 1950 zur Hälfte erstattet 
werden. 

In den Ländern Hamburg, Hessen, 
Niedersachsen und Rheinland-Pfalz 
haben die Landesversicherungsan- 
stalten die Weiterführung dieses 
Tuberkuloseversorgungswerks schon 
vor dem 1. April 1950 eingestellt, 
weil sie den Verbindlichkeitserlaß 
als nicht mehr rechtsgültig aner- 
kennen. An ihrer Stelle haben not- 


gedrungen andere aus Landes- 
mitteln gespeiste Organisationen 
{Landesfürsorgeverband, Arbeits- 
gemeinschaften) diese Aufgabe 
übernommen. Da am 1. April 1950 
(Tag des Übergangs der Pflicht zur 
Leistung der Zuschüsse an die So- 
zialversicherung auf den Bund) die 
Landesversicherungsanstalten dieser 
Länder für diesen Zweck keine 
Ausgaben mehr geleistet haben, 
sind die vier Länder an den Bundes- 
zuschüssen für 1950 nicht beteiligt 
worden. Hierin liegt eine nicht ge- 
rechtfertigte Unbilligkeit, weil der 
Verbindlichkeitserlaß auch nach 
Auffassung der Bundesregierung 
noch zu Recht besteht. Der Bundes- 
finanzminister hat sich deshalb im 
Einvernehmen mit den Ländern 
bereiterklärt, die im Rechnungsjahr 

1950 benachteiligten vier Länder 
in Höhe der Hälfte der bei ihnen 
hierfür entstandenen Ausgaben aus 
der Bewilligung des Bundes für 

1951 vorab zu befriedigen und die 
verbleibenden Mittel auf alle Län- 
der anteilmäßig zu verteilen. Da- 
für wäre durch Änderung der 
Zweckbestimmung oder Erläute- 
rung des Titels 38 die haus- 
haltsrechtliche Voraussetzung zu 
schaffen. 

b) ln Titel 39 sind zur Erstattung der 
persönlichen Verwaltungskosten an 
die in der Abwicklung befindliche 
Betriebskrankenkasse des Reichs 
40 000 DM eingestellt worden. Im 
Rechnungsjahr 1950 wurden für 
diesen Zweck 45 000 DM aus- 
gegeben. Der Bundesrat ist der 
Auffassung, daß die Abwicklung be- 
schleunigt durchgeführt werden 
muß. Er schlägt deshalb vor, den 
Plansatz auf 20 000 DM zu senken. 

2. Zu Kap. 3 

Bundesinstitut für Arbeitsschutz 

In Kap. 3 sind erstmals Einnahmen 
und Ausgaben für das Bundesinstitut 
für Arbeitsschutz in Soest mit einem 
Zuschußbedarf von 182 400 DM veran- 
schlagt. Dieses Institut ist seit 1949 
als Zentralinstitut für Arbeitsschulz 
vom Land Nordrhein-Westfalen finan- 
ziert worden. Nunmehr soll es auf den 
Bund übernommen werden. 
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Die Aufgaben des Arbeitsschutzes sind 
Länderangelegenheiten. Soweit das 
Institut überregionale Bedeutung hat, 
besteht die Möglichkeit, es in das be- 
absichtigte Verwaltung abkommen der 
Länder über die Finanzierung über- 
regionaler Einrichtungen einzube- 
ziehen. Für eine Übernahme auf den 
Bund fehlt es an den erforderlichen 
Voraussetzungen. Der Bundesrat 
schlägt deshalb Streichung des Kap. 3 
vor. 

h) Einzelplan XII 

Bundesministerium für Verkehr 

Zu Kap, 14 des ordentlichen Haushalts 
Deut:cher Wetterdienst 

Nachdem die bisher angestrebte Lösung 
der Errichtung einer Anstalt des 
öffentlichen Rechts mit eigener Rechts- 
persönlichkeit trotz langwieriger Ver- 
handlungen offenbar nicht zum Ziel 
führen wird, wird die Bundesregierung 
ersucht, nunmehr als Organisation.s- 
form für den Deutschen Wetterdienst 
eine Bundesanstalt ohne eigene Rechts- 
persölichkeit vorzusehen und einen 
entsprechenden Gesetzentwurf baldigst 
vorzulegen. 


i) Einzelplan XXIII 

Allgemeine Finanzverwaltung 

1. Zu Kap. 1 Titel 1 der Einnahmen 

Ablieferungen der Deutschen 
Bundesbahn 
Ansatz 50 000 000 DM 
Der Bundesrat nimmt von der Senkung 
des Einnahme-Ansatzes und den Be- 
strebungen, die Bundesbahn in einem 
noch zu erlassenden Gesetz von ihren 
Ablieferungsverpflichtungen weitge- 
hend zu befreien, mit Bedauern Kennt- 
nis. Er ersucht die Bundesregierung, 
im Zuge der Beratungen des Bundes- 
bahngesetzes dahin Einfluß zu nehmen, 
daß die finanziellen Belange des Bun- 
des und damit mittelbar der Länder 
(Hinweis auf das Gesetz zur Ausfüh- 
rung des Artikels 106 Ab^'atz 3 GG) ge- 
wahrt bleiben. 

2. Zu Kap. 2 und 3 der Einnahmen 

Die bei Kap. 2 und 3 veranschlagten 
Einnahmen aus Bundessteuern können 
erst im Zusammenhang mit den An- 
sätzen im Nachtragshaushait 1951 ab- 
schließend beurteilt werden, 
k) Einzelpian XXVI 

Soziale Kriegsfolgelasten 
Der Einzelplan berücksichtigt noch 
nicht die Änderungsvorschläge de.s 
Bunde'rates zum Entwurf des Zweiten 
Überleitungsgesetzes (BR-Drucksache 
Nr. 430/51). Die sich daraus ergebende 
Änderung der Ansätze wird gegebenen- 
falls im Nachtragsplan zu berück- 
sichtigen sein. 
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Bonn, den 28. Juni 1951 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrats zum Entwurf eines 
Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1951 


A. Zum Gesetzentwurf 

Der Streichung des § 10 Absatz 3, für die 
eine Begründung nicht gegeben ist, kann 
nicht zugestimint werden. Eine gleichlautende 
Bestimmung ist mit Billigung des Bundes- 
rats bereits in das von den gesetzgebenden 
Körperschaften verabschiedete Gesetz über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1950 — § 11 Ab- 
satz 3 — und in das Gesetz über die vor- 
läufige Haushaltsführung der Bundesver- 
waltung im Rechnungsjahr 1951 vom 
24. April 1951 — § 6 Absatz 3 — (BGBl. II 
S 67) aufgenommen worden. 

B. Zu den Bemerkungen des Bundesrats zum 
Bundeshaushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1951 

Zu I. — Allgemeines — 

Zu 2. und 3. 

Die Fürsorgemaßnahmen zu Gunsten der An- 
gehörigen der Bundesverwaltung sind in dem 
von der Bundesregierung vorgesehenen Um- 
fange mindestens noch für das Rechnungs- 
jahr 1951 erforderlich. Abstriche an den im 
Entwurf des Bundeshaushaitspians für das 
Rechnungsjahr 1951 eingestellten Mitteln für 
diese Zwecke können deshalb nicht vorge- 
schlagen werden. 

Nach den getroffenen Feststellungen trifft es 
audi nicht zu, daß von den Ländern keiner- 
lei Verpflegungszuschüsse gezahlt werden. 
Es ist z. B. festgestellt worden, daß die Län- 
der Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Hes- 
sen und Bayern solche Zuschüsse gewähren. 

Zu 11. — Stellungnahmen zu den 
Einzelplänen — 

Zu a) und b) (Einzelplan IV Kap. 2 — Presse- 
und Informationsamt der Bun- 
desregierung — • und 
Einzelplan IV a — Auswärtiges 
Amt — ) 

Die Ansätze für persönliche Verwaltungsaus- 
gaben (Tit. 1 bis 4) entsprechen den Anfor- 
derungen an Planstellen und Haushalts- 
mitteln für die gleiche Art und Zahl von 


Stellen, wie sie im Haushaltsplan für das 
Rechnungsjahr 1950 bereits bewilligt sind. 
Der Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1951, der den Haushaltsplan für das Rech- 
nungsjahr 1950 in den Stellenplänen ledig- 
lich überrollt, enthält gegenüber 1950 keiner- 
lei Stellenhebungen oder Stellenvermehrun- 
gen bei diesen Einzelplänen. 

Zu c) Ziffer 3. (Einzelplan VI Kap. 5, 6 und 7 
— Dienststrafhof, Vertreter des 
öffentlichen Interesses beim 

kammern — ) 

Die Dienststrafbehörden der Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes waren Be- 
standteil des Personalamtes in Frankfurt/ 
Main. Die Angehörigen dieses Amtes haben 
die Ministerialzulage erhalten. Im Haushalt 
für 1950 war für die Angehörigen der Dienst- 
strafbehörden die Ministerialzulage zunächst 
nicht mehr vorgesehen. Sie mußte aber zu- 
gcbilligt werden, da die Angehörigen der 
Dienststrafbehörden auf Grund ihrer Dienst- 
verträge mit dem Personalamt einen Rechts- 
anspruch geltend gemacht haben und dieser 
Anspruch anerkannt werden mußte. Bei den 
Dienststrafkammern wird nochmals geprüft 
werden, ob die Zahlung der Ministerialzulage 
eingestellt werden kann. Dem Vertreter des 
öffentlichen Interesses beim Dienststrafhof 
muß die Zulage — wie dem Dienststrafhof 
selbst — zuerkannt werden. 

Zu c) Ziffer 4. (Einzelplan VI Kap, 19 Tit. 31 
— Vorbereitende Luftschutz- 
maßnahmen, Kosten für die 
Erforschung, Entwicklung, Er- 
probung und Aufklärung — ) 
Mit Sperrvermerk einverstanden. 

Zu c) Ziffer 5. (Einzelplan VI Kap. 20 — Per- 
sonalamt der Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebie- 
tes — ) 

Die Streichung von 175 000 DM ist nicht mög- 
lich. Der veranschlagte Betrag von 178 900 DM 
entspricht dem Bedarf nach dem Stande 
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vom 1. April 1951. Inzwischen sind die Be- 
amten des Personalamtes bis auf 3 bei an- 
deren Dienststellen untergebracht, doch 
müssen für die abgeordneten Beamten bis zu 
ihrer endgültigen Übernahme in Planstellen 
bei den übernehmenden Behörden noch Plan- 
stellen bei Kap. 20 ausgebracht werden. Die 
Abwicklung des Personalamtes wird be- 
schleunigt durchgeführt, so daß noch erheb- 
liche tatsächliche Einsparungen zu erwarten 
sind. 

Zu c) Ziffer 6. (Einzelplan VI Kap. 23 — Bun- 
desausgleichstelle — ) 

Die Erfüllung der der Bundesausgleichstelle 
obliegenden Aufgaben wird eine Reihe von 
Jahren in Anspruch nehmen. 

Wegen der Bedeutung der Aufgaben und im 
Interesse der Stabilität der Geschäftsführung 
der Dienststelle ist die Besetzung der wichtig- 
sten Dienstposten mit Beamten erforderlich. 

Zu c) Ziffer 7. (Einzelplan VI Kap. 24 Tit. 49 
— Erstattungen an die Länder 
im Rahmen der Befehlseinrich- 
tungen und Beschaffungen für 
die Länderbereitschaftspolizei- 
en — ) 

Erstattungen sind vorläufig nicht zu er- 
warten. 

Zu c) Ziffer 9. (Einzelplan VI Kap. E 20 Tit. 9 
— Einrichtung einer Druckerei 
für das Bundeskriminalamt — ) 

Verhandlungen mit der Bundesdruckerei in 
Frankfurt/Main wegen Übernahme der 
Druckarbeiten für das Bundeskriminalamt 
sind eingeleitet. Bis zum Abschluß der Ver- 
handlungen muß der Ansatz vorsorglich be- 
stehen bleiben. 

Zue) Ziffer 2. (Einzelplan IX Kap. 1 Tit. 32 
— Förderung der Rationalisie- 
rung und Normung der Wirt- 
schaft — ) 

V/egen Mangel an Deckungsmitteln ist eine 
Erhöhung des Ansatzes für 1951 zunächst 
nicht möglich. Es liegen dringende Anträge 
des Bundesministeriums für Wirtschaft auf 
Bereitstellung erheblicher Beträge für ver- 
schiedene Förderungszwecke der Wirtschaft 
vor. Ob und inwieweit die Mittel hierfür 
etwa im Nachtragshaushalt zur Verfügung 
gestellt werden können, wird von den 
Deckungsmöglichkeiten abhängen. Im vor- 
liegenden Haushaltsplan 1951 würde eine Er- 
höhung der Mittel überdies dem Über- 
rollungsprinzip widersprechen. 


Zue) Ziffer 3. (Einzelplan IX Kap. 1 Tit. 1 
des a. o. Haushalts — Unter- 
stützung der Industriefor- 
schung — ) 

Mit den Fachstellenbeiräten werden z. Z. 
im Sinne des Vorschlags des Bundesrats Ver- 
handlungen geführt. Die Einzelheiten liegen 
noch nicht fest, jedoch ist damit zu rechnen, 
daß die Gebührenüberschüsse, die für 1951 
nach Abzug der entstehenden Abwicklungs- 
kosten rd. 1,7 Millionen DM betragen, zur 
Förderung der Industrieforschung freigegeben 
werden können. Der vorgesehene Ansatz 
kann nicht erhöht werden. 

Zu f) (Einzelplan X Kap. 14, Kap. E 24 und 
Kap. 15, Kap. E 25 — Zentralstelle für 
Naturschutz und Landschaftspflege und 
Zentralstelle für Vegetationskartie- 
rung — ) 

Die beiden Zentralstellen waren auf Grund 
des Königsteiner Abkommens im Einver- 
nehmen mit den Länderfinanz- und Länder- 
kultusministern mit Wirkung vom 1. April 
1949 in den Haushalt des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets und später des Bundes über- 
nommen worden. Der überregionale Charak- 
ter ihrer Aufgabengebiete ist auch durch den 
Bundesrechnungshof anerkannt worden. 

Der Bundesrat hat zwar ihre Überleitung im 
Rahmen der Durchführungsverordnung zu 
Artikel 130 GG abgelehnt. Damit ist jedoch 
noch nicht entschieden, ob die Stellen auf- 
gelöst und abgewickelt oder inwieweit und 
durch wen ihre Aufgaben weiter geführt 
werden sollen. Verhandlungen hierüber sind 
auf genommen, jedoch noch nicht abgeschlos- 
sen. Bis zur endgültigen Klärung müssen 
beide Zentralstellen im Rahmen der veran- 
schlagten Mittel unterhalten werden. Gegen- 
wärtig läßt sich daher noch nicht übersehen, 
ob und von welchem Zeitpunkt ab für die in 
Frage kommenden Haushaltskapitel Kw- 
Vermerke vorgesehen werden können. 

Zu g) Ziffer 1. unter a) (Einzelplan XI Kap. 1 c 
Tit. 38 — Zuschüsse zu 
den Aufwendungen der 
Sozialversicherungsträ- 
ger für die Tuberku- 
losebekämpfung — ) 

Der Bund leistet ausschließlich nach Vor- 
liegen gewisser Voraussetzungen gemäß Ar- 
tikel 120 GG Zuschüsse an die Rentenver- 
sicherungsträger. Lediglich auf Grund dieser 
Rechtsverpflichtung hat der Bund einen Zu- 
schuß an die Rentenversicherungsträger für 
das Rechnungsjahr 1951 vorgesehen. Ein 
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Rechtsanspruch der Landesfürsorgeverbände 
und sonstiger Arbeitsgemeinschaften gegen 
den Bund, insoweit sie an Stelle der Renten- 
versicherungsträger für die Tuberkulose- 
leistungen eingetreten sind, besteht nicht. Zu- 
schüsse an die Länder zur Deckung von Aus- 
gaben auf dem Gebiete des Gesundheits- 
wesens könnten nur unter den Voraussetzun- 
gen des Artikels 106 Absatz 3 GG geleistet 
werden. Wenn auch kein Rechtsanspruch der 
Landesfürsorgeverbände gegen den Bund 
geltend gemacht werden kann, so wird jedoch 
ein tatsächlicher Anspruch der Landesfür- 
scrgeverbände gegen die Rentenversiche- 
rungsträger, für die sie eingetreten sind, nicht 
in Abrede gestellt. Es ist daher von dem 
Bundesminister für Arbeit vorgesehen wor- 
den, daß die Landesfürsorgeverbände, in- 
soweit sie im Rechnungsjahr 1950 Leistun- 
gen der Rentenversicherungsträger über- 
nommen haben, in Höhe von 50 v. H. ihrer 
Ausgaben im Rechnungsjahr 1950 aus den 
für das Rechnungsjahr 1951 bereitgestellten 
Mitteln zu beteiligen sind. 

Zu g) Ziffer 1. unter b) (Einzelplan XI Kap. Ic 
Tit. 39 — Abwicklung 
der Betriebskranken- 
kasse des Reiches — ) 

Der Kürzung des Ansatzes von 40 000 DM 
auf 20 000 DM kann nicht zugestimmt 
werden. 

Die Istausgabe im Rechnungsjahr 1950 be- 
trug nicht, wie angegeben^ 45 000 DM, son- 
dern 56 000 DM. Da es sich hier um Per- 
sonalkosten von Angestellten mit langfristi- 


gen Verträgen handelt, können die sich hier- 
aus ergebenden Rechtsverbindlichkeiten nicht 
sc schnell gelöst werden, um mit einem Be- 
trage von 20 000 DM für das Rechnungsjahr 
1951 auszukommen. 

Zu g) Ziffer 2. (Einzelplan XI Kap. 3 — Bun- 
desinstitut für Arbeitsschutz — ) 

Für den Arbeitsschutz ist die konkurrierende 
Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes be- 
gründet. Der weitaus größte und wichtigste 
Teil des Arbeitsschutzrechtes ist Bundes-, 
nicht Landesrecht. Lediglich die Ausführung 
der Bundesgesetze liegt bei den Ländern. Die 
dem Bundesinstitut zugedachten Aufgaben 
sind überregionaler Art. Sie bestehen in der 
Förderung aller Maßnahmen zum Schutze der 
Arbeitnehmer gegen Betriebs- und Berufs- 
gefahren, insbesondere auf dem Gebiet der 
Unfallverhütung und der gewerblichen 
Hygiene. 

In der Erkenntnis der Notwendigkeit einer 
bundcseinheitlichen Regelung haben sich die 
Arbeitsminister der Länder damit einver- 
standen erklärt, daß ein Bundesinstitut für 
Arbeitsschutz errichtet wird. Sie sind der An- 
sicht, daß im Interesse einer rationellen Ver- 
waltung der finanziellen und persönlichen 
Mittel die Errichtung eines Bundesinstituts 
der Schaffung einer Anzahl minderleistungs- 
fähiger Länderinstitute vorzuziehen sei. 

In letzter Zeit hat der Bundesrechnungshof 
gewisse Bedenken gegen die Form der ge- 
planten Einrichtung erhoben, die noch ab- 
geklärt werden müssen. 
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